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Zusammenfassung: Politische Kommunikation in sozialen Netzwerken wird we-
sentlich in Wahlkämpfen untersucht, vergleichende Analysen zwischen Wahl-
kampf und Alltag sind rar. Daher erfasst der Beitrag das dialogische Engagement 
von Regierungen vergleichend in Alltag und Wahlkampf im beliebtesten sozialen 
Netzwerk Facebook. Die Kommunikationsorientierung ist entweder distribu-
tiv, dialogisch oder reaktiv. Theoretisch basiert die Studie auf einem Modell der 
SNS-Kommunikation, das es ermöglicht, distributive, dialogische oder reaktive 
Kommunikationsorientierung voneinander abzugrenzen. Empirisch werden die 
Facebook-Auftritte dreier Regierungen (Deutschland, Österreich, Großbritan-
nien) untersucht. Und zwar triangulativ: deskriptive Statistik und qualitative 
Exploration der Postings erfassen drei Zeiträume (Europawahlkampf 2014 und 
Vergleichszeiträume 2013 und 2015). Das Ergebnis zeigt Unterschiede zwischen 
Wahlkampf und Alltag, nämlich eine in Wahlkämpfen erhöhte Aktivität sowie 
eine distributive Orientierung und wenig Dialogbereitschaft.





Regierungen auf Facebook: distributiv, 
dialogisch oder reaktiv?
Eine Bestandsaufnahme
1 Einführung: Social-Media-Kommunikation nationaler Regierungen
Social-Media-Kommunikation hat nicht nur seit den als ‚richtigen Online-
Wahlkämpfen‘ bezeichneten Kandidatenkampagnen Barack Obamas (Bucher, Erl-
hofer, Kallass, & Liebert, 2008; Burgard, 2011) und den Europawahlen 2014 als 
weiterer medialer und vor allem kollaborativer Transportkanal an Bedeutung für 
politische Kommunikation gewonnen: Aus der politischen Wahlkampfkommu-
nikation sind Social Media1 nicht mehr wegzudenken (Bieber & Schwöbel, 2011; 
Larsson & Moe, 2012; Ross, 2014). Sie gehören mittlerweile – zumindest in Wahl-
kämpfen – zum Standard-Instrumentenkasten der Darstellungspolitik (Burgard, 
2011; Gibson, Nixon, & Ward, 2003; Kluver, Jankowski, & Foot, 2007; Schweitzer & 
Albrecht, 2011). Daher kann es sich kein Politiker mehr leisten, nicht auf sozialen 
Netzwerken vertreten zu sein (Tenscher & Borucki, 2015, S. 154).
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1 Social Media, soziale Medien und soziale Netzwerke werden synonym verwendet 
(Gamper, 2012; Münker, 2009). Soziale Netzwerkseiten (SNS) definieren sich über 
komplexe Interaktionsanwendungen, die auf einer integrativen Plattform angebo-
ten und gebündelt werden, wie etwa Facebook (Boyd & Ellison, 2007, S. 211).
Aus Kommunikatorsicht spielt ein Auftritt in sozialen Netzwerken deshalb eine 
Rolle, weil zur Politikdarstellung Personalisierung notwendig ist, die in sozialen 
Medien besonders einfach und kostengünstig herzustellen ist (Schmidt, 2008, 
S. 30; Eisenegger, 2010). Auch wenn darüber noch immer nur ein Bruchteil der 
Wählerinnen und Wähler tatsächlich erreicht und potenziell mobilisiert wird 
(Partheymüller & Schäfer, 2013, S. 578), birgt Social-Media-Kommunikation für 
politische Kommunikatoren das Potential, jüngere Parteianhänger (und somit 
Multiplikatoren und Wähler) gezielt zu erreichen und zu aktivieren (Copeland 
& Römmele, 2014). Das zumindest wird Social Media in Forschung und Alltag im-
plizit zugesprochen. Deshalb wenden politische Akteure Ressourcen auf, um ihre 
Proile auf sozialen Netzwerkseiten an zuvor identiizierten Nutzergruppen aus-
zurichten, den virtuellen Auftritt mit weiteren Kanälen zu koppeln und politische 
Kommunikation in sozialen Medien zu bespielen.
Diese sozialen Netzwerkseiten (SNS) innewohnende politische Relevanz (etwa 
Mobilisierung von Anhängern, Bekanntmachen eigener Policies, Stellungnah-
men) wird von Studien oftmals nicht erfasst, da sie vornehmlich auf die Darstel-
lung, Nutzung und Wirkung politischer Online-Kommunikation beim Nutzer im 
Wahlkampf rekurrieren (Copeland & Römmele, 2014; Loader & Mercea, 2012). 
Wenn soziale Medien zu klassischen massenmedialen Kommunikationskanälen 
hinzukommen, ist zu fragen, was eine daraus folgende Medienpluralität und 
-konvergenz für politische Kommunikation bedeutet; nämlich, ob damit eine Er-
gänzung oder eine Substitution klassischer Massenmedien einhergeht. Zur Ana-
lyse politischer Kommunikation in sozialen Netzwerken ist deshalb erstens zu 
ermitteln, wie die Kommunikationsangebote seitens der Kommunikatoren über-
haupt gestaltet sind und zweitens, welchen Stellenwert sie im Gesamtkonzept der 
Darstellungspolitik politischer Akteure, etwa einer Regierung, einnehmen (Heine 
& Zerfaß, 2011). Ersteres leistet dieser Beitrag mit dem Vergleich verschiedener 
Regierungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten.
Wie erwähnt, thematisieren viele Untersuchungen die Social-Media-Nut-
zung in Wahlkämpfen. Die alltagspolitische Kommunikation hat zwar inzwi-
schen allgemeine Aufmerksamkeit durch die Forschung erhalten (Canel & San-
ders, 2013; Canel & Sanders, 2014), Relektionen über Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede zwischen Wahlkampf und Alltag inden aber kaum statt (Ausnah-
me: Avery & Graham, 2013; Larsson & Kalsnes, 2014); unter anderem deshalb, 
weil kaum geeignete Daten vorliegen oder Daten zu unterschiedlichen Zeit-
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punkten erhoben wurden. Das ist deshalb verwunderlich, weil gerade die Ak-
tivitäten einer Regierung fernab von Wahlkämpfen nicht nur durch das Fehlen 
derselben gekennzeichnet sind, sondern sich Regierungskommunikation durch 
stetige Aufklärung über und Vermittlung von Regierungsarbeit, also politi-
schem Tagesgeschäft, auszeichnet. Nicht nur während eines Wahlkampfes sind 
Regierungen angehalten, neutral und sachlich zu vermitteln und unparteilich 
zu bleiben bzw. keine Regierungsmittel für Partei- und Wahlkampfzwecke zu 
verwenden (Gebauer, 1998; Sarcinelli, 1998).
Weitere Studien verweisen auf Unterschiede zwischen der Alltags- und der 
Wahlkampfkommunikation (Pfetsch, 1998; 2008; Holtz-Bacha, 2007; Papathanas-
sopoulos et al., 2007, S. 15), wobei die Trennung beider „Kommunikationssitua-
tionen“ in der Praxis zunehmend verschwimmt (Jun, Borucki, & Reichard, 2013; 
Thunert, 2004, S. 230; Ornstein & Mann, 2000, S. vii; Brettschneider, 2004, S. 342). 
Spezial- und Normalzeit (Wolling, 2005) gemeinsam zu analysieren ermöglicht, 
einen Kommunikator und dessen Kommunikationsverhalten zu beiden Zeiten zu 
vergleichen (Borucki, 2014, S. 41). Eine daraus entstehende „permanente Kam-
pagne“ erfasst ein Länder- und Zeitvergleich. Letzteres leisten die genannten 
Studien nur bedingt, zumal sie keine Daten zur Regierungskommunikation auf 
Social Media mit jener im Wahlkampf vergleichen. Dies wäre jedoch lohnenswert, 
weil Social Media durch den Rückkanal zu den Nutzern dialogische Formen der 
Kommunikation ermöglichen und somit Potenzial für Wahlkämpfe, aber auch die 
„normale“ Bürgerkommunikation bergen.
Deshalb fokussiert diese Studie auf den zentralen Exekutivakteur der Regie-
rung und widmet sich dessen Kommunikationsangeboten auf Social Media, bei-
spielhaft auf Facebook (zur Begründung der Auswahl siehe Abschnitt 3), indem 
die Kommunikation dreier Regierungen zu drei Zeitpunkten miteinander vergli-
chen wird. Ziel dieses Vergleichs ist Normal- und Spezialzeit zu untersuchen und 
aufzuzeigen, auf welche Art Regierungen in Facebook kommunizieren.
Um Veränderungen und Formen der Kommunikationsangebote zu erfassen, 
entwickelt dieser Beitrag ein Modell der SNS-Kommunikation, um anschließend 
die zugrundeliegenden Fragestellungen und Hypothesen darzulegen. Eine em-
pirische Studie der Facebook-Kommunikation dreier europäischer Regierungen 
(Deutschland, Österreich und Großbritannien) überprüft die gouvernementalen 




2 Theoretische Eingrenzung: Dialog oder Distribution? Arten und Wege 
der Kommunikation von Regierungen auf sozialen Netzwerkseiten
Der in dieser Arbeit untersuchte Akteur, die Regierung, besteht in den meis-
ten Demokratien aus einem konsensual entscheidenden Kollektiv, das oft partei-
politisch geprägt ist. Das vom Volk gewählte Parlament entsendet Vertreter aus 
seiner Mitte in die Regierung (zumeist durch Wahl), welche als Kabinett mit dem 
jeweiligen Regierungschef einen Kollektivakteur bildet (Andeweg, 2003). Dies ist 
in den drei hier untersuchten Fällen gegeben. Die individuellen Entscheidungsak-
teure Premierminister bzw. Bundeskanzler sowie ihre jeweiligen Kabinette nut-
zen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, um den Bürgern politische Entscheidun-
gen zu vermitteln (Borucki, 2014). Besonders für eine Regierung als einen in der 
massenmedialen Aufmerksamkeit prominent beachteten Akteur mit Amtsbonus 
(Sarcinelli & Tenscher, 2003, S. 12) ist das Herstellen von Legitimität durch Kom-
munikation existenziell. Insofern muss eine Regierung Kommunikation nicht als 
Einbahnstraße befahren, sondern die Erwartungen und Ansprüche der Bürger an 
ihre gewählten Repräsentanten wahrnehmen (Sarcinelli, 1998). Regierungskom-
munikation gestaltet sich eher als Interdependenz- (Pfetsch, 2003) denn als Res-
ponsivitätsmanagement (Bruhn & Dechant, 2013). So geht es um die Vermittlung 
von Politik und weniger darum, ein gutes Bild und eine bestimmte Wirkung bzw. 
den Eindruck einer Wirkung zu erzielen. Grundsätzlich beansprucht Regierungs-
kommunikation also nicht nur, reine Fakten an Bürger und Journalisten weiter zu 
geben, sondern auch, deren Bedürfnisse und Erwartungen aufzunehmen, also in 
Wechselwirkung mit ihnen zu treten. Die neuerlich hinzugekommenen und für 
Direktkommunikation prädestinierten sozialen Medien sind deshalb eine weitere 
Möglichkeit zu Informationsdistribution und Dialog (Tenscher & Borucki, 2015); 
erstere indet in klassischen Medien bereits statt. Fraglich ist, ob es wie in tra-
ditionellen Massenmedien auch in sozialen Medien einen Unterschied zwischen 
Kampagnen- und Entscheidungslogik, es also verschiedene Logiken zwischen 
Wettkampf- und Politikgestaltungszeiten, gibt. Um dies herauszuarbeiten, dient 
ein Modell, das mögliche Kommunikationswege von Regierungen in sozialen Me-
dien theoretisch aufschlüsselt (siehe Tabelle 1).
Grundsätzlich orientiert sich Regierungskommunikation, auch analoge, zwi-
schen Distribution und Dialog. Distribution ist im Verständnis dieses Beitrags bei 
Kommunikation immer gegeben – sie bildet die Ausgangsbasis für Dialog. Distri-
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butiv ist der Vermittlungsweg einer monologisch orientierten Kommunikation. 
Denn Distribution stellt für Kommunikatoren eine ‚sichere‘ Form der Kommuni-
kation in sozialen Medien dar, da der prinzipiell vorhandene Rückkanal poten-
ziell blockiert bzw. nicht etabliert wird (auf Facebook-Fanseiten ist es möglich 
das Posten auf der Chronik zu unterbinden). So ist eine Steuerung des Informati-
onslusses distributiv einfach zu erreichen, wenn die Kommentierung moderiert 
oder blockiert wird. Der Dialog dagegen verspricht in erster Linie einen Infor-
mationsgewinn durch die Teilnahme von Interessierten und eine „bottom-up“-
Kommunikation. Zudem erlauben dialogische Formen in sozialen Medien ein 
Bypassing der klassischen massenmedialen Selektions-, Transport- und Präsen-
tationsilter (Bruns, 2008; Tenscher & Borucki, 2015, S. 148-150).
Die Kommunikation zwischen Distribution und Dialog bildet eine Matrix ab: 
Distribution in sozialen Medien kann entweder reaktiv oder (pro)aktiv ausfal-
len, sie ist aber immer unidirektional, asymmetrisch und deshalb hierarchisch, 
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Reaktiv Auf anderen Kanälen bereits 
vorhandene Reaktion auf po-
litische, gesellschaftliche oder 
kulturelle Geschehnisse (z. B. 
TV, Podcast, PKs); Teilen von 
TV-Ausschnitten auf SNS
Auf Fragen und Kommentare zu 
eigenen Posts antworten (z. B. 
Kommentare zu Kommentaren; 
Post-Post-Interaktion); posten 
auf eigener Wall zulassen
(Pro)aktiv begleitende Fotos, Audios, 
Videos zu inszenierten Ereig-
nissen (z. B. Staatsbesuche, Gip-
feltreffen, Informationskampa-
gnen mitsamt entsprechendem 
Material wie PMs)
nach Micro-Targeting ausge-
wählte Inhalte (vornehmlich 
Fotos und Videos) positionie-
ren, die einen Dialog anregen 
sollen (z. B. Umfragen, Chats, 
offene Fragen einrichten) und 
darauf wiederum antworten
Quelle: Eigene Darstellung (angelehnt an Freeman, 2008; Grunig & Hunt, 1984)
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weil sich ein Kommunikator an viele Adressaten wendet. Der ‚Gegenpol‘, die 
dialogische Kommunikation (in sozialen Medien), ist dagegen multidirektional, 
kollaborativ-interaktiv, symmetrisch (‚Augenhöhe‘) und deshalb nicht-hierar-
chisch, weil die Kommunikation mit Einzelnen stattindet und jeweils Kommu-
nikationssituationen interaktiv aufgebaut werden. Die distributiv-reaktive Form 
ist dabei eine rein vermittelnde: Bereits auf anderen, statischen (auch analogen) 
Plattformen existierender Inhalt wird weiter verbreitet, ohne Anpassung an die 
speziischen Logiken sozialer Medien (wie Interaktivität/Kollaborativität, Multi-
medialität und Vernetzung; Klinger & Svensson, 2014; Tenscher & Borucki, 2015). 
Die (pro)aktive distributive Kommunikation begleitet mit eigens für Social Me-
dia konzipierten Beiträgen, Videos, Audios und Fotos inszenierte Ereignisse, die 
außerhalb dieser Plattformen stattinden (etwa Treffen von Staatschefs, Gipfel, 
Koalitionsverhandlungen, Wahlen, etc.). Die dialogisch-reaktive und (pro)aktive 
Form dagegen indet nur im jeweiligen sozialen Netzwerk statt und wird eigens 
hierfür konzipiert. Reaktiv ist dies, wenn auf Fragen der Nutzer geantwortet 
wird, (pro)aktiv, wenn Postings gezielt und nur in Social Media platziert werden 
(idealiter nach erfolgter Zielgruppenauswahl) und der Dialog mit den Nutzern 
angeregt und geplegt wird.
Zur Untersuchung der Regierungskommunikation auf Facebook zur Normal- 
und Spezialzeit werden daran anknüpfend folgende Fragen aufgestellt:
- Wie ist das Kommunikationsverhalten von Regierungen, respektive den 
Regierungschefs, ihren Parteien und Regierungszentralen, in Facebook im 
politischen Alltag im Vergleich zum Wahlkampf gestaltet? 
- Ist es dialogisch oder reaktiv?
 - Welche Komplexitätsstufe erreichen die geposteten Inhalte 
  in Facebook?
 -  Bestehen die Beiträge also aus Bildern und Text, audiovisuellen 
  Inhalten oder einer Kombination? 
Offene Hypothesen zum Vergleich der Regierungen lauten:
1. Es zeigen sich Unterschiede zwischen Wahlkampf und Regierungszeit:
1a) Während Wahlkämpfen wird vermehrt dialogisch kommuniziert, während 
zu Normalzeiten eher distributiv kommuniziert wird.
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1b) Während Wahlkämpfen wird vermehrt proaktiv kommuniziert, während 
zu Normalzeiten eher reaktiv kommuniziert wird.
Diese beiden Hypothesen erfassen den rechten Teil der Matrix, der die dialogi-
sche Kommunikation beinhaltet.
1c)  Wenn aktuell Wahlkämpfe stattinden, dann steigt die Anzahl der Posts im 
Vergleich zu Nicht-Wahlkampfzeiten. 
Dies entspricht eher einer distribuierenden Form der Kommunikation.
1d) Wenn aktuell Wahlkämpfe stattinden, dann steigt die Anzahl der Fans 
und Kommentare im Vergleich zu Nicht-Wahlkampfzeiten. 
Dies bedeutet, dass mehr Nutzer erreicht werden und dient der Überprüfung der 
Frage nach der Reichweite der Fan-Seiten.
2. Es zeigen sich zudem Unterschiede zwischen den Ländern:
2a)  Großbritanniens Regierungsparteien agieren aufgrund der längeren Erfahr-
ung mit sozialen Netzwerken dialogischer als die deutschsprachigen Länder.
2b) In Deutschland zeigen sich Unterschiede zwischen der Regierungspartei 
und der Regierungskommunikation hinsichtlich der Nutzung dialogischer 
Formen.
Diese Hypothese basiert auf dem deutschen Regierungssystem, das dem Kanzler 
eine hervorgehobene Stellung verschafft, gleichzeitig seine Macht aber durch 
Parteien und das Parlament eingeschränkt ist.
2c) Österreichs Regierung ist aufgrund seiner erst kürzlich gestarteten 
Online-Auftritte zurückhaltender bei der dialogischen Nutzung von Face-
book als Deutschland und Großbritannien.
3 Methodisches Vorgehen
Zur Beantwortung der Frage nach der Kommunikationsweise von Regie-
rungen auf Facebook und deren Dialogorientierung wurde das Kommunikati-
onsangebot auf Facebook exemplarisch für die Auftritte dreier europäischer 
Regierungen – Deutschland, Großbritannien und Österreich – triangulativ quan-
titativ-qualitativ untersucht. 
Facebook wurde gewählt, weil diese SNS das derzeit auch in der politischen 
Sphäre am meisten verbreitete, beliebteste und meistgenutzte ist und aus Kom-
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munikatorperspektive die höchsten Chancen auf virale Verbreitungseffekte ver-
spricht (Langlois, Elmer, & McKelvey, 2011). Die Länderauswahl entspricht sozio-
demograisch und politisch einem heterogenen Untersuchungsfeld (Mehrheits- vs. 
Konsensdemokratien, unterschiedliche Parteiensysteme, Bevölkerungsdichte, 
BIP). Untersuchungsspeziische Unterschiede ergeben sich laut Eurostat, das die 
Mediennutzung aller erwachsenen EU-Bürger zwischen 16 und 74 Jahren ausweist, 
in der Nutzung des Internets und sozialer Medien. Deshalb ist ein Vergleich der 
Online-Regierungskommunikation besonders interessant. 2014 kommunizierte in 
den drei Ländern rund die Hälfte der Bürgerinnen und Bürger über das Internet 
mit politischen Autoritäten, zwischen 42 (Deutschland) und 60 Prozent (Großbri-
tannien) partizipierten über soziale Netzwerke. Etwa 20 Prozent veröffentlichten 
Inhalte im Internet. Zwischen 34 (Deutschland) und 57 Prozent (Großbritannien) 
der Befragten posteten auf sozialen Netzwerken. Daneben ist die Facebook-Nut-
zungsrate im Verhältnis zur Bevölkerungsgröße in Deutschland (26 Millionen; 31,7 
Prozent) und Österreich (3 Millionen; 33 Prozent) ähnlich groß und in Großbritan-
nien (34 Millionen; 53,3 Prozent) etwas höher (allfacebook.de).
Die Facebook-Fan-Seiten der Regierungschefs und -parteien wurden in einem 
Untersuchungszeitraum von vier Wochen rund um den Europawahlkampf 2014 
(24.4.-25.5.) sowie in Vergleichszeiträumen 2013 und 2015 analysiert.2 Ergänzend 
zählten Regierungsauftritte zum Sample.3 Die Erhebung erfasst eine Momentauf-
nahme des jeweiligen Untersuchungszeitraums und ist weder repräsentativ, noch 
bildet sie die wechselnden Grundgesamtheiten in Facebook angemessen ab. 
Die Fan-Seiten der Regierungschefs werden von Parteien betrieben, Angela 
Merkel, David Cameron und Werner Faymann gestalten damit aber Regierungs-
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2 Sowohl 2013 als auch 2015 fanden in den drei Ländern nationale Parlamentswah-
len statt (Deutschland und Österreich 2013, Großbritannien 2015). Während der 
Untersuchung war also immer irgendwo Wahlkampf; gemeinsam haben die drei 
Länder, dass 2014 keine Nationalwahlen angesetzt waren (subnationale Wahlen 
ausgenommen). Der Vergleichszeitraum 2013 lag sowohl für Deutschland als auch 
für Österreich noch vor der heißen Phase der jeweiligen nationalen Wahlkämpfe. 
Fehlende Werte gab es, weil die Posts von David Cameron aus 2013 nicht mehr zu 
beschaffen waren – auch nicht auf Nachfrage. Die Fanzahlen der Conservatives aus 
2013 fehlen ebenfalls.
3 In Großbritannien gibt es mit „10 Downing Street“ seit 2008 eine entsprechen de 
Seite, in Deutschland existiert der Account „Bundesregierung“ auf Facebook seit 
Februar 2015 und in Österreich gibt es kein vergleichbares Angebot.
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kommunikation – Angela Merkel bspw. tritt in ihren Posts als Bundeskanzlerin 
auf, es wird von Staatsempfängen berichtet oder auf Neujahrsansprachen ver-
linkt. Formal handelt es sich bei den Seiten der Regierungschefs um Partei-Fan-
Seiten, informal gesehen nicht. Insofern ist es folgerichtig, diese Facebook-Auf-
tritte zu analysieren. Generell ist jedoch zu thematisieren, dass eine Fan-Seite von 
ihrer Grundstruktur her den Dialog eher erschwert und daher leichter gesteuert 
werden kann, als individuelle Proilseiten. Zudem beschäftigen Regierungen 
professionelle Teams mit ihren Fan-Seiten, die diese mit speziischer Expertise 
plegen und insofern schlagkräftiger und umfassender reagieren als individuelle 
Nutzer (Holtz-Bacha, 2007; Linke & Oliveira, 2015).
Untersucht wurden die Daten deskriptiv quantitativ und selektiv qualitativ – 
verschiedene Analysearten lossen also triangulativ gemäß dem Komplementari-
tätsmodell (Flick, 2008; Jakob, 2001) ineinander.4 Das bedeutet, dass quantitative 
und qualitative Methoden und Daten sich ergänzen und dabei gleichberechtigt 
behandelt werden. 
Untersuchungsleitend war, die Komplexitätsstufe der geposteten Inhalte in Face-
book zu vergleichen (Heine & Zerfaß, 2011, S. 126; Kronewald et al., 2014). Damit 
ist gemeint, welche Art von Kommunikationsangebot gemacht wird: Ob es sich nur 
um Text handelt, um Bilder und Text, audiovisuelle Inhalte oder eine Kombinati-
on dieser. Hierzu wurden Kennzahlen der untersuchten Accounts, wie Postanzahl, 
Fananzahl, Datum der Posts etc. mit „FanpageKarma“ erhoben und anschließend 
statistisch analysiert. Zum Sample gehören acht Fanseiten aus drei Ländern: „Angela 
Merkel“, „CDU Deutschland“, „David Cameron“, „Conservatives UK“, „Werner Fay-
mann“, „SPÖ Österreich“, „Bundesregierung“ und „10 Downing Street“.
Die Analyse per einfacher Stichprobe selegierter Posts5 pro Fanseite arbeite-
te die Ausprägung der Kommunikationsorientierung gemäß der SNS-Matrix der 
Fanpage-Eigentümer heraus. Hierbei wurden basierend auf der jeweiligen Grund-
gesamtheit (Anzahl Posts im Untersuchungszeitraum) zehn Prozent der Beiträge 
per Zufallsauswahl über eine zufällige Zahl ausgewählt und deskriptiv-statistisch 
untersucht. Die qualitative Analyse erarbeitete, ob die Kommunikation der Re-
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gulationsstrategien siehe Flick (2008) und Lamnek (2006).
5 In den Untersuchungszeiträumen wurden insgesamt 1.120 Posts veröffentlicht.
Regierungen auf Facebook
gierungen mit den Nutzern distributiv, reaktiv, (pro)aktiv oder dialogisch ist. 
Denn allein über die Gestaltung der Posts (ob es also Fotos oder Texte sind) ließ 
sich dies nicht erschließen. Die Ausprägung der Kommunikationsangebote wurde 
mittels eines induktiv-deduktiv gewonnenen Kategoriensystems6 untersucht und 
eruiert, welche Form des Dialogs, wenn vorhanden, gegeben war.
4 Deutschland, Österreich, Großbritannien – drei Länder, drei 
Strategien in Facebook?
Die einzelnen zentralen Regierungsbehörden wie das österreichische Bun-
deskanzleramt plegen keine Facebook-Seite, wohingegen „10 Downing Street“ und 
„Bundesregierung“ in Facebook vertreten sind. „Bundesregierung“ startete im Feb-
ruar 2015 und arbeitet gezielt mit der Antwortmöglichkeit. Das Social Media-Team 
hinter dieser Seite hat im Untersuchungszeitraum 2015 1.028 Mal auf Kommentare 
zu 63 Posts reagiert. Das bedeutet, jeder 16. Post wurde durch die Redaktion mo-
deriert oder kommentiert. Dass die Proile professionell betreut werden, steht auf 
den Seiten von Werner Faymann, der SPÖ, „Bundesregierung“ und „10 Downing 
Street“. Angela Merkel, CDU, David Cameron und Conservatives verweisen auf all-
gemeine Datenschutzrichtlinien, nicht aber auf das (Nicht-)Vorhandensein eines 
Teams hinter den Fan-Seiten und dessen Antwortstrategien auf Facebook.
Bis auf erwähnte Ausnahme nutzen die Seitenbetreiber der acht Fan-Seiten 
die Rückkoppelungsfunktion kaum. Dies wurde über einen Quotienten Qi7 ermit-
telt, der die Fananzahl mit den Fankommentaren in Beziehung setzt. Ein Aus-
tausch verbleibt prozentual im Promillebereich (Tabelle 2, S. 60-61). Nur „Angela 
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6 Die Kategorien erfassten zunächst die Art der Posts, dann Politikfelder (Wirtschaft, 
Außenpolitik, etc.), Prominenz (Personen), Ereignisse (aktueller Bezug), Regie-
rungsbezug, Parteibezug.
7 Dieser bildet das Verhältnis der Reaktionen auf Posts (Kommentare K) zur Fanan-
zahl f insgesamt im Untersuchungszeitraum bzw. zum Zeitpunkt eines Posts in 
Relation zur Gesamtzahl der Posts A
p
 ab:                     . Je höher dieser Wert, 
desto mehr Interaktion bzw. Reaktion hat stattgefunden. Eine Reaktion auf eine 
Reaktion wird dabei nicht erfasst. Wenn eine solche stattgefunden hat, wird sie 
als Kommentar der ersten Ebene gezählt. Dieser Kommentar kann von anderen 
Nutzern oder den Seitenbetreibern stammen.
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Merkel“ hat im Untersuchungszeitraum 2015 einen Interaktionsgrad von 0,64 
Prozent, weil nur zwei Posts existieren; die anderen untersuchten Seiten bleiben 
deutlich darunter. Das bedeutet, dass sich ein Bruchteil der Nutzer zu geposte-
ten Inhalten äußert. Das Angebot ist in Großbritannien quantitativ am stärks-
ten ausgeprägt, Österreich und Deutschland verbreiten ähnlich oft Mitteilungen 
über Facebook. Aufgrund der erhöhten Anzahl an Beiträgen ergeben sich auch 
höhere Nutzungszahlen (Fananzahl, Posts, Kommentare, Post-Likes, Teilen) für 
Großbritannien (Tabelle 2, S. 60-61) in Relation zu den anderen beiden Ländern 
(allerdings sind die Gesamtzahlen durch fehlende Werte verzerrt).
Die Aktivitäten steigen bei allen Fan-Seiten: 2013 haben sechs untersuchte Sei-
ten im Mittel 38.192 Fans, 2014 werden auf sieben Seiten 104.560 Fans im Mittel 
gezählt und 2015 schließlich auf acht Seiten 293.273 Fans. Dieser Effekt ist auf 
die steigende Beliebtheit des Netzwerks und die Bekanntheit der untersuchten 
Seiten zurückzuführen. Der Blick auf die allgemeinen Kennzahlen erlaubt kei-
ne Schlüsse hinsichtlich der Dialogorientierung oder Unterschiede zwischen den 
Seiten oder politischen Zeiten. 
Unterschiede im Zeitvergleich: Alltag vs. Wahlkampf
Die erste Hypothese postulierte, dass es Unterschiede zwischen Wahlkampf und 
Regierungszeit gibt. Hypothese 1a (Während Wahlkämpfen wird vermehrt dialogisch 
kommuniziert, während zu Normalzeiten eher distributiv kommuniziert wird) lässt sich 
aufgrund der untersuchten Kennzahlen nicht bestätigen, da die Postingart zur Eu-
ropawahl 2014 hauptsächlich Fotos sind, die auf den Fan-Seiten geteilt wurden. Bei 
den Texten zu diesen Fotos werden den Nutzern keine Fragen gestellt oder der Di-
alog angeregt – es wird also distribuiert (Tabelle 3, S. 62-63). Insgesamt betrachtet 
überwiegen bei 1.120 Postings die Fotos (52,1%, 584 Postings), am zweithäuigsten 
werden Links genutzt (24,7%, 277 Postings), danach Videos (14,4%, 161 Postings), 
Statusmeldungen mit 8,4 Prozent (94 Postings) sowie vier Mal Veranstaltungen 
(0,4 %). Werden 2013 insgesamt noch 93 Fotos auf den untersuchten Seiten gepos-
tet, sind es 2014 300 und 2015 191. Zumindest quantitativ zeigt sich 2014 also ein 
Anstieg der Distribution von Fotos. Hypothese 1b (Während Wahlkämpfen wird ver-
mehrt proaktiv kommuniziert, während zu Normalzeiten eher reaktiv kommuniziert wird) 
wird deshalb nicht bestätigt, da keine proaktiven dialogischen oder proaktiven 
































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Hypothese 1c (Wenn aktuell Wahlkämpfe 
stattinden, dann steigt die Anzahl der distri-
buierten Posts im Vergleich zu Nicht-Wahl-
kampfzeiten) wird bestätigt, da die Gesamt-
zahl der Aktivitäten der Regierungen und 
der Regierungsparteien während des Un-
tersuchungszeitraumes 2014 im Vergleich 
zu 2013 und 2015 zugenommen haben 
(Tabelle 3, S. 62-63). Dies zeigt sich an der 
erwähnten Verwendung von Fotos 2014 
in allen Fällen. Das bedeutet, dass der Eu-
ropawahlkampf einen Effekt auf das Pos-
tingverhalten hatte. Aufgeschlüsselt nach 
Fan-Seiten sind die Aktivitäten in 2015 
teilweise zurückgegangen (Faymann, SPÖ, 
CDU, Merkel), wohingegen die Betreiber 
der britischen Seiten 2015 aktiver waren; 
fast um das Doppelte (Conservatives) bzw. 
auf konstantem Niveau (David Cameron). 
Das ist damit zu erklären, dass in Groß-
britannien 2015 Nationalwahlen und das 
Schottland-Referendum angesetzt waren 
und Europa politisch generell eine gerin-
gere Rolle spielt („Issue-by-issue- vote-by-
vote – that‘s how the SNP will hold Ed Mi-
liband to ransom. SHARE this to let friends 
know- and vote Conservative on May 7th 
to stop it”; 61_Conservatives 2015). 
Auch die Betrachtung der Fan- und 
Kommentarzahlen zeigt erhöhte Aktivi-
täten. Allerdings lässt sich Hypothese 1d 
(Wenn aktuell Wahlkämpfe stattinden, dann 
steigt die Anzahl der Fans und Kommenta-
re im Vergleich zu Nicht-Wahlkampfzeiten) 
nicht bestätigen (Tabelle 2, S. 60-61), da 
Regierungen auf Facebook
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Tabelle 3: Kreuztabelle zu Untersuchungszeitraum, Postingtyp und Fanpage
Land Fanpage
Postingtyp





2013 2 3 7 4 16
2014 4 2 8 4 18
2015 0 0 2 0 2
ges. 6 5 17 8 36
CDU 2013 2 14 33 15 64
2014 5 22 61 26 114
2015 0 7 11 5 23
ges. 7 43 105 46 201
Bundes-
regierung
2015 1  38 23 62





2014 13 5 43 0 61
2015 24 5 42 18 89
ges. 37 10 85 18 150
Conser-
vatives
2013 0 3 5 1 9
2014 2 16 28 4 50
2015 0 30 60 33 123
ges. 2 49 93 38 182
10 Downing 
Street
2013 0 4 6 1 11
2014 2 3 11 3 19
2015 0 17 8 5 30
ges. 2 24 25 9 60
die Fanzahlen zum Ende der drei Untersuchungszeiträume bei zwei Regierungs-
parteien nahezu gleich sind (SPÖ Österreich, CDU Deutschland). In Großbritan-





GesamtStatus Link Foto Video Event
Österreich Werner 
Faymann
2013 23 11 21 3 0 58
2014 5 2 93 1 0 101
2015 0 5 20 0 1 26
ges. 28 18 134 4 1 185
SPÖ 2013 4 77 21 4 0 106
2014 7 23 56 11 3 100
2015 0 28 10 0 0 38
ges. 11 128 87 15 3 244
Gesamt 2013 31 112 93 28 0 264
2014 38 73 300 49 3 463
2015 25 92 191 84 1 393
ges. 94 277 584 161 4 1.120
Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung
2015 deutlich, was sich auch in der Postaktivität der drei britischen Fan-Seiten 
widerspiegelt (Tabelle 2, S. 60-61). 
Auf der Rezeptionsebene besteht ein Unterschied zwischen politischen Zeiten 
und Ländern, wenngleich die statistischen Zusammenhänge8 schwach sind und da-
raus nicht kausal geschlossen werden kann, dass aufgrund höherer Nutzeraktivität 
auch eine höhere Kommunikatoraktivität stattgefunden hat. Den geringsten Effekt 
hat die Art der Fanpage; ob es sich also um den Regierungschef oder die Regierungs-
partei handelt (Tabelle 4, S. 64). Umgekehrt besteht ein Zusammenhang zwischen 
der Anzahl der Kommentare und der Anzahl der Fans (Hypothese 1d; Tabelle 4), 
was auch das Effektstärkemaß Eta2 (Ŋ2) zu 84 Prozent der Fälle bestätigt. Für den 
8 Berechnet wurde aufgrund des ordinalen Messniveaus der Rangkorrelationskoeffizient 
Kendall-Tau-b. Spearmans Rho wurde zur Kontrolle berechnet und lag etwas höher.
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Tabelle 4: Rangkorrelation zwischen Kommentaranzahl, Postingtyp, Fans und 
Untersuchungszeitraum
N=1.120 Kommentaranzahl (sig.) Ŋ2
Postingtyp ,100** (,290) ,548
Anzahl Fans (N=1.111) ,668** (,000) ,845
Fanpage ,005 (,814) ,347
Untersuchungszeitraum ,448** (,000) ,670
** Die Korrelation (Kendall-Tau-b) ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signiikant.
Postingtyp und den Untersuchungszeitraum sind beide Maße (Koefizient und Ef-
fektstärke) nicht derart ausgeprägt, für die Herkunft der Fanpage gar nicht.
Insofern bestehen quantitative Unterschiede zwischen Normal- und Spezial-
zeit bei einer Effektstärke von 67 Prozent. Dies tritt für Großbritannien zur na-
tionalen Wahl 2015 ein. In Deutschland und Österreich zeigen sich diese Effekte 
für die Europawahl. Dann betreiben auch Regierungschefs und deren Parteien 
quantitativ verstärkt Kommunikation auf Facebook. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass Wahlkampfkommunikation betrieben wird, sondern nur, dass die Kommu-
nikationsintensität steigt. Unterschiede zeigen sich bei der Berechnung weiterer 
Zusammenhänge: Zwischen dem Untersuchungszeitraum, der Art des Postings 
(Status, Link, Foto, Video, Veranstaltung), der Kommentaraktivität sowie der 
jeweiligen Fan-Anzahl bestehen signiikante Zusammenhänge (Tabelle 5) in Ab-
hängigkeit vom Untersuchungszeitraum wie auch der Mittelwertvergleich (zwi-
schen unabhängigen Stichproben, nicht normalverteilt) zeigt.
Unterschiede im Ländervergleich: Dialog oder Distribution?
Eingangs wurde postuliert, dass sich Großbritannien und die deutschsprachigen 
Länder voneinander unterscheiden. Hypothese 1a (Großbritanniens Regierungspar-
teien agieren aufgrund der längeren Erfahrung mit sozialen Netzwerken dialogischer als 
die deutschsprachigen Länder) wird mit den quantitativen Ergebnissen insofern be-
stätigt, als dass die britischen Seiten 2015 aktiver waren als 2013 und 2014 (Tabelle 
3, S. 62-63). 2015 werden in Großbritannien mehr Fotos und Videos gepostet als 
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zur Europawahl. Das bedeutet, dass die Nationalwahl in Großbritannien intensi-
ver begleitet wurde als die Europawahl. Wie erwähnt, ist dies auf den Stellenwert 
von Europa und Europawahlen in Großbritannien zurückzuführen (Hix & Marsh, 
2011). Entgegen der Erwartung sind britische Fan-Seiten dagegen wenig dialo-
gisch ausgerichtet. Dies wurde ergänzend qualitativ überprüft. Teilweise stellen 
die Nutzer Forderungen nach Antworten und direktem Dialog („Look at the cen-
sorship on this page, try to share this post and see what appears. Not the actual 
post that’s for sure instead a link to the tories website, this is not normal procedu-
re for sharing statuses and posts on facebook!!!”; 6_48, Conservatives 2013) – dies 
bleibt jedoch die Ausnahme und Reaktionen darauf gibt es keine. Im Gegenteil: 
Gerade die britische Regierung verweist in ihren Seiteninformationen explizit 
darauf, dass Anfragen nicht beantwortet werden. Viele der Nutzer äußern ihre 
Enttäuschung und Wut gegenüber den Adressaten, was auf schwindende Glaub-
würdigkeit hindeutet („don‘t believe you“; 6_136, 6_62, 6_69, Conservatives 2014). 
Bei Angriffen gibt es kaum Unterschiede zwischen Partei- oder Regierungschef-
Seiten – gerade Angriffe inden sowohl auf den persönlichen wie auch auf den 
Parteiseiten statt („Ihre Lügen stinken zum Himmel! Legen Sie Ihr Amt nieder!“; 
5_47, Angela Merkel 2014). So zeigt die qualitative Analyse für Deutschland, dass 
sich aus Nutzerperspektive kaum Unterschiede zwischen Regierungspartei und 
Regierungschein ausmachen lassen, weshalb Hypothese 2b (In Deutschland zeigen 
sich Unterschiede zwischen der Regierungspartei- und der Regierungskommunikation hin-
sichtlich der Nutzung dialogischer Formen) abgewiesen wird. Die quantitative Analyse 
zeigt zwar eine intensivere Aktivität der deutschen Regierungspartei CDU zum 
Tabelle 5: Rangkorrelation und Anova zwischen Untersuchungszeitraum und 
Ausprägung der Fanpages.
N=1.120 Untersuchungszeitraum ANOVA
Posting-Typ .163** F(2, 1117)=22,8, p=.000
Anzahl Fans (N=1.111) .536** F(2, 1108)=290,4, p=.000
Fanpage .119** F(2, 1117)=21,5, p=.000
Kommentaranzahl .448** F(2, 1117)=45,5, p=.000




Europawahlkampf (Tabelle 3, S. 62-63: 114 Postings der Partei gegenüber 18 Pos-
tings der Kanzlerin) und eine vergleichsweise hohe Reichweite von „Angela Mer-
kel“, insbesondere 2015, dies ist jedoch auf das Parteien- und Wahlsystem zurück-
zuführen. Und vor allem sind die Postings nicht dialogisch ausgerichtet.
Die Zahlen für Österreich zeigen, dass die Regierungspartei und der Kanzler 
2014 quantitativ aktiver kommunizieren (Tabelle 3, S. 62-63: 100 Postings der 
Partei und 101 Postings des Kanzlers) als in den Vergleichsjahren. Insgesamt ge-
sehen haben österreichische Seitenbetreiber am meisten auf ihren Proilen ge-
postet (21,8% SPÖ; 16,5% Werner Faymann), wobei die Postings der Parteien der 
drei Länder insgesamt die größten Prozentsätze ausmachen (Tabelle 6). Dass die 
Österreicher zurückhaltend kommunizieren (Hypothese 2c: Österreichs Regierung 
ist aufgrund seiner erst kürzlich gestarteten Online-Auftritte zurückhaltender bei der di-
alogischen Nutzung von Facebook als Deutschland und Großbritannien), lässt sich nicht 
bestätigen, da auf Anfragen der Nutzer von der Redaktion (vor allem der Fan-
Seite Faymanns) geantwortet wird. Der österreichische Bundeskanzler postet im 
Verhältnis sehr aktiv in Facebook, lässt aber sein Team antworten. Seine Aktivi-
täten in Social Media hat Faymann 2015 allerdings gebremst. 
Dialogische Kommunikation indet nach der qualitativen Analyse nur zwi-
schen den Nutzern statt: Teilweise verteidigen die Nutzer die Seitenbetreiber 
Tabelle 6: Häuigkeit der Postings nach Fan-Seiten.
Land Fanpage Häufigkeit Prozent
Deutschland CDU 201 17,9
Angela Merkel 36 3,2
Bundesregierung 62 5,5
Großbritannien David Cameron 150 13,4
Conservatives 182 16,3
10 Downing Street 60 5,4





und versuchen für eine sachliche Argumentation zu werben („Bleibt mal beim 
Thema“; Kommentar 4_143, CDU 2013). Gerade, was die Tonalität anbelangt, va-
riiert der Umgangston stark zwischen den Ländern: Vor allem in Österreich („Die 
Mitarbeiter der STATISTIK AUSTRIA leisten hervorragende Arbeit und Daten“; 
Kommentar 49_47, Werner Faymann 2013), aber auch Deutschland („Ihr antwor-
tet immer sachlich“; Kommentar 30_18, Bundesregierung 2015) ist man um sach-
liche, faktenbasierte Diskussionen untereinander bemüht. Manche Nutzer gehen 
in eine Verteidigungshaltung und versuchen, die Angriffe anderer User abzumil-
dern. In Großbritannien („The mother of all lies“; 33_359, David Cameron 2015; 
„tory cunts i fucking hate u parasitic arseholes“; 6_11, Conservatives 2013 ), aber 
auch in Deutschland („mach mal sprit billig du fotze“; 4_52, Angela Merkel 2013) 
ist ein rauer bis unhölicher Umgang zu beobachten.
Der Großteil der Nutzer-Kommentare enthält Polemik oder Ironie, keinen Be-
zug zum Thema oder ist schlicht unsachlich – meist auch in Kombination. Das hohe 
Aufkommen von Polemik und persönlichen Angriffen zwischen den Usern, insbe-
sondere bei Antworten auf Off-Topic-Kommentare, lässt darauf schließen, dass die 
Nutzer gar nicht an einer ernsthaften Diskussion und sachlichem Austausch mit 
den Seitenbetreibern (oder untereinander) interessiert sind, sondern nur ihre ei-
gene Meinung und Ansichten verbreiten wollen. Viele der Off-Topic-Kommentare 
verfolgen ein gezieltes Spamming, insbesondere 2014 sind diese häuig zu beob-
achten, etwa Aufrufe zu mehr Engagement in der Ukraine („#SaveDonbassPeople 
#SaveDonbassPeopleFromUkrArmy“; 5_920, 5_922, 5_939, Angela Merkel 2014), 
aber auch Videos auf Seiten von „Anonymous“ werden verlinkt: Die Angst vor 
Verschwörungstheorien, der Regierung durch die „Bilderberger“ und Verweise 
of Occupy inden sich vor allem in den deutschen Seiten (CDU=BILDERBERGER”; 
62_27, 62_44, CDU 2014; 6_94, Conservatives 2014, 5_68, 5_650, Angela Merkel 2014, 
1_182, 1_2216, 1_2642, Angela Merkel 2015). Dieses Verhalten der Nutzer erklärt 
womöglich, warum sich die Regierungen dem Dialog verschließen.
Zusammenfassung
Grundsätzlich eint die drei Regierungen eine distributive Kommunikationswei-
se: auf Kommentare oder Fragen wird kaum reagiert, sondern lediglich Texte, 
Bilder und Videos verlinkt oder gepostet. Insofern indet eine leichte Anpassung 
an Erfordernisse sozialer Medien statt – wie im übrigen bei vorangegangenen 
Regierungen auf Facebook
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Medienwandelprozessen auch (insbesondere durch die Distribution von Bildern, 
Videos, Links). Abgesehen von der Fokussierung auf Fotos im Wahlkampf stechen 
die britischen Seiten durch deutlich höhere Nutzerzahlen hervor, was auf die so-
wieso breitere Nutzung von Social Media zurückgeführt wird. Im Alltag lassen die 
Aktivitäten nach, wohingegen zu Wahlkampfzeiten (2014, 2015) intensiver gepos-
tet wurde. Insofern hatten der Europawahlkampf insgesamt sowie der National-
wahlkampf im Mai 2015 in Großbritannien wie angenommen einen Einluss auf 
das Postingverhalten, obwohl dem kein statistisch starker Effekt zugrunde liegt. 
Die Intensität der Nutzung von Social Media durch die drei Regierungen hängt 
also von der jeweiligen politischen Zeit ab. 
Über Facebook wird auf den acht untersuchten Fan-Seiten generell keine ech-
te dialogische Kommunikation betrieben. Im Gegenteil, ein Dialog wird in den 
Darstellungen zur Seitenpolitik mit Verweis auf „ofizielle Wege“ verweigert 
(Großbritannien), wohingegen in den anderen untersuchten Ländern zwar nicht 
von einer „Partizipations-Illusion“ (Heine & Zerfaß, 2011, S. 135) oder gar „win-
dow-dressing exercises“ (Sanders & Canel, 2013, S. 311) gesprochen werden kann, 
aber doch von einer deutlichen Zurückhaltung gegenüber der Rückmeldung auf 
Kommentare in Facebook. Auf diese Interaktionsform wird nicht bzw. kaum re-
agiert (mit Ausnahme der Fan-Seite „Bundesregierung“).
5 Diskussion und Fazit
Diese Untersuchung hatte zum Ziel, das dialogische Engagement von Regie-
rungen in Facebook sowie Unterschiede der Regierungskommunikation im Ver-
gleich zu Wahlkampfzeiten festzustellen. Das Ziel der quantitativen wie qualitati-
ven Analyse war die Einordnung der Interaktivität der Fan-Seiten in die SNS-Matrix 
nach dialogischen oder distributiven Angeboten sowie die Überprüfung daraus ab-
geleiteter Hypothesen hinsichtlich der zeitlichen und nationalen Dimension.
Folgende Fragen wurden dazu exploriert: Wie ist das Kommunikationsverhal-
ten von Regierungen, respektive den Regierungschefs, ihren Parteien und Regie-
rungszentralen, in Facebook im politischen Alltag im Vergleich zum Wahlkampf 
gestaltet? Ist es dialogisch oder reaktiv und welche Komplexitätsstufe erreichen 
die geposteten Inhalte in Facebook? Bestehen die Beiträge also aus Bildern und 
Text, audiovisuellen Inhalten oder einer Kombination? 
I. Borucki
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Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Angebote der Seitenbetreiber in erster 
Linie distributiv gestaltet, in den linken Feldern der Matrix anzusiedeln und re-
aktiv orientiert sind. Insbesondere zwischen Großbritannien und den deutsch-
sprachigen Ländern gibt es Unterschiede hinsichtlich der Angebote, ebenso wie 
zwischen den Zeitpunkten: Waren die Aktivitäten der deutschen und österreichi-
schen Regierungen auf Facebook 2014 am höchsten, so ist dies in Großbritannien 
2015 mit den nationalen Wahlen und dem Schottland-Referendum der Fall. Das 
lässt sich in erster Linie durch nationale Politiken und Trends wie eben das Refe-
rendum, aber auch durch den oftmals als ‚Wahlen zweiter Klasse‘ bezeichneten 
Charakter von Europawahlen erklären (second order election; Tenscher, 2013; 
Hobolt & Wittrock, 2011). Dass wir es deshalb mit einer „permanenten Kampa-
gne“ zu tun haben, kann aufgrund dieser Ergebnisse nicht geschlossen werden. 
Einzig eine nationale Verschiebung und Orientierung auf nationale Politiken im 
Vergleich zum Europawahlkampf konnte für Großbritannien festgestellt werden. 
Dass sich aber alle drei untersuchten Regierungen dauerhaft im Wahlkampfmo-
dus beinden, ist nicht bestätigt. Einen Unterschied zwischen Kampagnen- und 
Entscheidungslogik gibt es zumindest für die hier untersuchten Regierungen und 
Zeitpunkte in Facebook nicht. Um den Nachweis dieses Unterschieds zu erbrin-
gen, müssten die gesamten Kommunikationsstrategien von Regierungen unter-
sucht und erhellt werden, wie politische Akteure ihre jeweilige Darstellungspoli-
tik orchestrieren. Ein Blick hinter die Kulissen über einen längeren Zeitraum als 
die hier untersuchten Momentaufnahmen wäre also notwendig.
Entsprechend der Hypothesen zeigte sich eine stärkere und intensivere Dis-
tribution zu Wahlkampfzeiten. Daneben stiegen die Fan- und Kommentaranzahl 
signiikant an. Ob dies an Wahlkämpfen oder dem generellen Zulauf von sozialen 
Netzwerken liegt, ist auf Basis der vorliegenden Daten nicht einzuschätzen. Zu 
viele Faktoren, etwa die steigende Beliebtheit sozialer Netzwerke oder Trolling 
bedingen diesen Komplex. Auch Personalisierung kann als Erklärung für steigen-
de Nutzerzahlen angeführt werden. So erreichte bspw. Angela Merkel mit ihren 
Postings 2015 vergleichsweise viele Menschen.
Die rein distribuierende Kommunikationsweise der Regierungen deutet dar-
auf hin, dass Facebook von den Regierungen entweder noch nicht als ernstzu-
nehmender Kanal gesehen wird oder der Dialog mit den Nutzern aufgrund deren 
teilweise unangebrachtem Verhalten gar nicht erst erwünscht ist. Diese Vermei-
dungsstrategie deutet darauf, dass die Regierungen zwar aktuell und auf Face-
Regierungen auf Facebook
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book vertreten sein wollen, sich aber nicht vollkommen an dieses Medium an-
passen möchten. Denn das würde auch einen Dialog mit den Nutzern erfordern. 
Insgesamt sind die Regierungen in Sachen Dialog distanziert. Somit bestätigt 
diese Studie, dass auch Regierungsakteure im Web 2.0 zurückhaltend sind, wie 
bereits Kocks et al. (2015) für die Internetauftritte deutscher Behörden und staat-
licher Akteure gezeigt haben. Dies gilt es künftig qualitativ zu vertiefen, um die 
Motivation hinter dieser kommunikativen Zurückhaltung zu ergründen (Nitsch-
ke, Donges, & Schade, 2014). Zudem scheint die instrumentelle Nutzung sozialer 
Medien gegenüber dem Austausch mit den Nutzern zu überwiegen. Die graduell 
festgestellte Anpassung an die Logiken sozialer Medien am Beispiel Facebook ist 
insofern als Ergänzung zu bestehenden Kanälen zu sehen.
Weitere offene Fragen tangieren das Sublevel der hier untersuchten Daten: 
Wenn interagiert wird, egal ob zwischen Nutzern oder mit den Seitenbetreibern, 
ist unklar geblieben, welche Qualität die Diskussionen auf Facebook im Detail 
haben. So wäre noch deutlicher zwischen verschiedenen Formen unsachlicher 
Kommentare zu unterscheiden. Des Weiteren wäre mit weiteren und anderen 
Daten, etwa Experteninterviews, zu untersuchen, auf welche Art und Weise poli-
tische Akteure ihre Auftritte in Social Media mit der restlichen Darstellungspoli-
tik koppeln und welche Kommunikationsstrategien sie damit verfolgen. Aus der 
Nutzerperspektive wäre zu eruieren, ob es eine Übertragung des second-order-
Modells auch auf die Rezeption und Nutzung sozialer Medien gibt oder dieser 
Effekt der individuellen Wahlentscheidung ‚nur‘ die klassische massenmediale 
Berichterstattung betrifft. Dies wäre mit einer vergleichenden europäischen Stu-
die der Wahlentscheidung und Medienrezeption zu leisten.
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